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Produktschlüssel (,,Product Keys"), die sie auf den gängigen Spieleplattformen im 
Internet einlösen, um anschließend spielen zu können. Der Handel mit Product Keys 
ist gelegentlich streitbefangen, wohl auch aufgrund des Auftretens einiger beson­ 
ders preisaktiver Anbieter. Der Beitrag erörtert den urheberrechtlichen und ver­ 
tragsrechtlichen Rahmen des Handels mit Product Keys. 

788 Geistiges Eigentum, Leistungsschutzrechte und Geheimnisschutz 
beim Building Information Modeling (BIM) 
RA Fabian Reinholz, Berlin und Dr. Martin Kraushaar, Wiesbaden 
Der Beitrag befasst sich mit einer für das Architektenwerk neuen Leistungsdimen­ 
sion - der Datenbank in Gestalt des Gebäudedatenmodells. Es entstehen im Vorfeld 
konkreter Planungsaufträge skalierbare Elemente, die in Bauteildatenbanken pro­ 
jektunabhängig zur Verwendung vorgehalten und durch wiederkehrenden Einsatz 
in verschiedensten Projekten stets validiert werden. Die Anwendung von Building 
Information Modeling fühlt demnach zur Erzeugung von Datenbanken. Der Gesetz­ 
geber ist, das deutet sich als Bedürfnis der Praxis vermehrt an, zu einer Differen­ 
zierung des Datenbankschutzes nach § 87 a UrhG aufgerufen. 

801 Rechtsgeschäfte unter Beteiligung automatisierter und autonomer Systeme 
Dr. Lea Katharina Kumkar, Freiburg 
Auch im täglichen Leben ist die Automatisierung von Prozessen und der Einsatz 
von autonom handelnden Systemen mittlerweile allgegenwärtig: Künstliche Intelli­ 
genz wird zunehmend Bestandteil unserer Lebensrealität. Der Beitrag untersucht 
vor dem Hintergrund der aktuellen Entwicklungen, welche Auswirkungen sich aus 
dem Einsatz automatisierter und autonomer Systeme für den rechtsgeschäftlichen 
Bereich ergeben. 

807 Anwendbarkeit des kaufrechtlichen Sachmangelgewährleistungsrechts 
auf künstliche Intelligenz 
Alexander Bleckat, Hannover 
Der Begriff Industrie 4.0 ist bereits in aller Munde und geht insbesondere mit dem 
Einsatz von künstlicher Intelligenz (kurz: KI) in unterschiedlichsten Bereichen ein­ 
her. Fraglich in diesem Zusammenhang ist, ob das kaufrechtliche Gewährleistungs­ 
recht aufKI anwendbar ist und ab wann bei einer künstlichen Intelligenz von einem 
Sachmangel im rechtlichen Sinne gesprochen werden kann. 

813 Löschung von Informationen aus dem Datenbestand von Auskunfteien 
Mario Gutowski, M.A., Oldenburg 
Ohne Auskunfteien würde sich in zahlreichen Situationen die Suche von Informa­ 
tionen über die Kreditwürdigkeit des Gegenübers als kaum zu bewältigen erweisen. 
Andererseits können von der Verarbeitung Betroffene, insbesondere ehemals zah­ 
lungsunfähige Personen, durch die Auskünfte erheblich belastet werden. Der Bei­ 
trag setzt sich kritisch mit der Entscheidung des LG Hamburg auseinander, das sich 
mit der Abwägungsfrage zwischen Informationsinteresse und Betroffenenrechten 
befassen musste. 

816 Länderreport Österreich 
RA Hon.-Prof. Dr. Clemens Thiele, LL.M. Tax (GGU), Salzburg 
Der Verfasser präsentiert aktuelle Rechtsentwicklungen aus Österreich, darunter 
u. a. Fälle aus dem E-Commerce zur unverlangten Warenlieferung, aus dem Medi­ 
enrecht zu kritischer Berichterstattung, aus dem Urheberrecht zu Werknutzungs­ 
rechten und Identitätsdiebstahl aufTwitter sowie zum Datenschutz bei juristischen 
Personen und bei Lichtbildausweiskopien. 
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Dr. Herbert Wiehe 

15 Jahre KapMuG 
Kollektiver Rechtsschutz - qua vadis? Mit Einführung des KapMuG hat der Gesetzgeber auf das 
Auftreten von Massenschäden auf dem Kapitalmarkt und den Schadensersatzklagen am Neuen 
Markt reagiert. Das KapMuG ist zurzeit ein eigenständiges Verfahrensgesetz, das in einer Vielzahl 
von kapitalmarkrechtlichen Schadensersatzklagen zur Anwendung kommt. Derzeit fehlt es einer 
empirischen Untersuchung der Vor- und Nachteile eines KapMuG-Verfahrens. Der Beitrag zeigt Ver- 
fahrenshindernisse bei der prozessualen Bewältigung von Massenschäden unter dem KapMuG- \ 
Regime auf und stellt anhand eines Diskussionsentwurfs die erforderlichen Reformvorschläge zur 
Beschleunigung von Massenverfahren dar. 

Nachhaltigkeitsrisiken und Bankenaufsichtsrecht 
Der Klimawandel, dessen Schadenspotenzial auf Basis der derzeitigen Entwicklungen weltweit auf 
etwa 490 Billionen € geschätzt wird, wirkt sich in vielfältiger Weise auf das Risikouniversum von 
Banken aus. Aufgrund des weitreichenden Risikopotenzials für Banken richtet mittlerweile auch die 
BaFin ihr Augenmerk auf diese Thematik und formuliert konkrete Anforderungen an das Manage­ 
ment von Nachhaltigkeitsrisiken in Banken, die in dem vorliegenden Aufsatz auf ihre Zweckadä­ 
quanz hin untersucht werden. Dabei zeigt sich, dass ein effektives Nachhaltigkeitsmanagement die 
Widerstandsfähigkeit gegen Krisen stärken sowie neue Ertragspotenziale erschließen kann. 

Erwerb tokenisierter Wertpapiere durch OGAW-Fonds 
Dieser Beitrag diskutiert die Möglichkeit sowie die Folgen des Erwerbs tokenisierter Wertpapiere 
durch einen OGAW. Er untersucht, ob Security Token Wertpapiere iSd § 193 KAGB sind, was Grund­ 
voraussetzung für einen Erwerb ist. Dabei kommt es entscheidend darauf an, ob entsprechende 
Token auf einem multilateralen Handelssystem gehandelt werden. Das von der Kapitalverwaltungs­ 
gesellschaft zu betreibende Risikomanagementsystem wird durch blockchainspezifische Besonder­ 
heiten zwar vor Probleme gestellt. Diese sind jedoch bereits mit derzeit verfügbaren Mitteln lösbar. 

§ 502 BGB - Ausgleich der Interessen von Darlehensgeber und Darlehensnehmer durch 
einen „Sonderling" im Reich von Vorfälligkeitsentschädigung & Co. 
§ 502 BGB nimmt in mehrfacher Hinsicht eine Sonderstellung ein. Er bezieht sich auf eine in einer 
spezifischen Situation zu leistende „Vorfälligkeitsentschädigung", trifft spezifische Regelungen zur 
Begrenzung und Art der Berechnung der Höhe derselben, verlangt diesbezüglich spezifische Angaben 
im Verbraucherdarlehensvertrag und sieht spezifische Sanktionen im Fall der Verletzung dieser Informa­ 
tionspflichten vor. Nahezu nichts davon lässt sich verallgemeinern, aber etwas noch verbessern. 

Die Bank als Gesellschaftern gleichgestellte Dritte bei der Insolvenzanfechtung 
Seit vielen Jahren wird darüber diskutiert, unter welchen Voraussetzungen eine kreditgebende Bank 
einem Gesellschafterdarlehensgeber im Rahmen der Vorschriften über die Insolvenzanfechtung 
gleichgestellt ist. Der IX. Zivilsenat des BGH hat jetzt einen engen Kriterienkatalog formuliert. Der 
Beitrag zeichnet die Rechtsentwicklung nach, bewertet die Entscheidung und gibt Hinweise für die 
praktische Vertragsgestaltung: 
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